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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Lebensmittelgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Burgemeister, 

Gewandt, Porten, Riedel (Frankfurt), Wieninger und 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache IV/286 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz 
beantworte ich die oben bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
betreffend Novelle zur Neuregelung des Lebensmittelstraf- 
rechts vom 4. Januar 1960 — Drucksachen 1519, 1562 der 3. 
Wahlperiode — sind die Gründe angeführt worden, aus denen 
die Novelle zur Neuregelung des Lebensmittelstrafrechts bis 
zum 1. Januar 1960 nicht fertiggestellt werden konnte. Dieser 
Antwort ist zu entnehmen, daß nach Auffassung der beteiligten 
Bundesministerien die Frage der Umstellung von Straftaten mit 
geringem Unrechtsgehalt auf Ordnungswidrigkeiten nur für 
den Gesamtbereich des Lebensmittelrechts zu lösen ist. 

Um dieses Ziel zu erreichen, war es zunächst erforderlich, die 
Gebots- und Verbotstatbestände des Lebensmittelgesetzes und 
der dazu ergangenen Durchführungsverordnungen daraufhin zu 
prüfen, ob und gegebenenfalls inwieweit bei Zuwiderhandlun- 
gen gegen diese Vorschriften Umstellungen auf Ordnungs- 
widrigkeiten im Sinne der Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vertretbar erschienen. Unter Auswertung der in einem 
hierzu aus Vertretern der beteiligten Bundesministerien gebil- 
deten Ausschuß in zahlreichen Besprechungen erzielten Ergeb- 
nisse konnte im Anschluß an eine Ende Juni 1960 durchgeführte 
mehrtägige Klausurbesprechung die Konzeption des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung von Strafvorschriften des Lebens- 
mittelrechts entwickelt werden. In einer Reihe von Ressortbe- 
sprechungen wurde sodann auf der Grundlage der Konzeption 
des Ausschusses, zunächst unter Beschränkung auf die Straf- 
vorschriften des Lebensmittelgesetzes, ein Gesetzentwurf aus- 
gearbeitet. 
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Nach Abschluß dieses Teils der Vorarbeiten sahen es die be- 
teiligten Bundesministerien als erwünscht an, die als erste Stufe 
entwickelte Konzeption einer teilweisen Umstellung der Straf- 
vorschriften des Lebensmittelgesetzes auf Ordnungswidrigkei- 
ten zunächst in einem erweiterten Ausschuß aus hinzugezoge- 
nen weiteren Sachkennern dieser Materie zu erörtern. Der 
Ausschuß hat unter Beteiligung von namhaften Sachkennern, 
die auf diesem Gebiet über besondere Erfahrungen aus ihrer 
richterlichen oder staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit oder ihrer 
Tätigkeit in der Exekutive der Länder oder als juristische Be- 
rater der Lebensmittelwirtschaft verfügen, in der Zeit vom 19. 
bis 21. März 1962 in Bad Niederbreisig getagt. 

Im wesentlichen erbrachte diese Besprechung, daß die von den 
beteiligten Bundesministerien entwickelte Konzeption zur teil- 
weisen Umstellung der Strafvorschriften des Lebensmittelge- 
setzes auf Ordnungswidrigkeiten sich als gangbarer Weg er- 
wies, zu einer Lösung der Reform der Strafvorschriften für den 
Gesamtbereich des Lebensmittelstrafrechts zu gelangen, wie sie 
in der Entschließung des Deutschen Bundestages gefordert 
wird. 

Zur Fortführung der Arbeiten an der Lebensmittelstrafrechts- 
reform soll den zuständigen obersten Landesbehörden nunmehr 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu der für den Ersten Abschnitt 
entwickelten Konzeption gegeben werden. Ferner ist beabsich- 
tigt, das neben dem Lebensmittelgesetz bestehende sonstige 
Lebensmittelrecht, insgesamt etwa zehn Gesetze, in den Rah- 
men der für das Lebensmittelgesetz erarbeiteten Neufassung 
der Strafvorschriften als Zweiten Abschnitt in diese Novelle 
einzubeziehen. 

Der Fortgang und der Abschluß der damit verbundenen Arbei- 
ten in einer angemessenen Frist hängt entscheidend davon ab, 
daß das hierfür federführend zuständige Bundesministerium 
für Gesundheitswesen in personeller Hinsicht ausreichend ver- 
stärkt wird, um diese zusätzliche legislative Aufgabe bewälti- 
gen zu können. 


Elisabeth Schwarzhaupt 



